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 1 Schlüssiges Konzept Bamberg 2026 

1 Vorbemerkungen 

Die Stadt Bamberg ist als Leistungsträgerin nach SGB II und XII dazu verpflichtet, für die 

Transferleistungsempfänger:innen die angemessenen Kosten der Unterkunft zu über-

nehmen. Das Bundessozialgericht (BSG) hat festgestellt, dass Wohngeldtabellen kein ge-

eigneter Maßstab für die Bestimmung der Angemessenheit der Kosten der Unterkunft 

sind1 und ein sogenanntes Schlüssiges Konzept als Alternative benannt.2 Ein solches 

Schlüssiges Konzept kann beispielsweise auf den Daten eines qualifizierten Mietspiegels 

aufbauen.3 

 

Die Stadt Bamberg hat daher das ALP Institut für Wohnen und Stadtentwicklung GmbH 

im April 2025 damit beauftragt, aufbauend auf dem qualifizierten Mietspiegel 2026 für 

die Stadt Bamberg ein Schlüssiges Konzept für die Festlegung der Angemessenheits-

grenzen gemäß SGB II und SGB XII zu entwickeln. Die Ausführungen zur Mietspiegeler-

stellung (etwa zur Stichprobenziehung, Befragung und Auswertung) finden sich in der 

separaten Dokumentation zum Mietspiegel Bamberg 2026. 

 

Das vorliegende Schlüssige Konzept beruht auf der Datenbasis des qualifizierten Miet-

spiegels 2026. Qualifizierte Mietspiegel müssen nach anerkannten wissenschaftlichen 

Grundsätzen erstellt werden (§ 558d BGB). In der Mietspiegelverordnung (MsV) wird als 

eine Anforderung die Repräsentativität der Datenbasis verlangt (§ 8 MsV). Diese Anfor-

derung wird auch an Schlüssige Konzepte gestellt. Die Stichprobenziehung sowie die 

Datenerhebung für den Mietspiegel Bamberg 2026 wurden im Sinne dieser Anforderun-

gen gestaltet, wodurch eine repräsentative Datenbasis erzielt wurde. Die Einhaltung wis-

senschaftlicher Grundsätze wurde durch die Anerkennung als qualifizierter Mietspiegel 

bestätigt. 

 

Im Rahmen der Erhebung zum Mietspiegel Bamberg wurden Mieter:innen und Vermie-

ter:innen befragt. Das Antwortverhalten der befragten Gruppen unterschied sich, wes-

halb Gewichtungsfaktoren berechnet wurden, die das unterschiedliche Antwortverhalten 

– im Sinne der Repräsentativität – ausgeglichen haben. Sämtliche Berechnung erfolgten 

auf Grundlage dieser Gewichtungsfaktoren. 

 

 

 

 
1 Etwa BSG-Urteil vom 7. November 2006 - B 7b AS 18/06 R. 
2 Etwa BSG-Urteil vom 18. Juni 2008 - B 14/7b AS 44/06 R. 
3 Etwa BSG-Urteil vom 22. September 2009 - B 4 AS 18/09 R. 
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2 Rechtliche Rahmenbedingungen 

Im Urteil vom 22. September 2009 (B 4 AS 18/09 R) hat das BSG die Mindestanforderun-

gen an ein Schlüssiges Konzept ausformuliert: 

 

○ Die Datenerhebung darf ausschließlich in dem genau eingegrenzten und muss 

über den gesamten Vergleichsraum erfolgen (keine Ghettobildung), 

○ es bedarf einer nachvollziehbaren Definition des Gegenstandes der Beobachtung, 

z. B. welche Art von Wohnungen - Differenzierung nach Standard der Wohnun-

gen, Brutto- und Nettomiete (Vergleichbarkeit), Differenzierung nach Wohnungs-

größe, 

○ Angaben über den Beobachtungszeitraum, 

○ Festlegung der Art und Weise der Datenerhebung (Erkenntnisquellen, z. B. Miet-

spiegel), 

○ Repräsentativität des Umfangs der eingezogenen Daten, 

○ Validität der Datenerhebung, 

○ Einhaltung anerkannter mathematisch-statistischer Grundsätze der Datenaus-

wertung und 

○ Angaben über die gezogenen Schlüsse (z. B. Spannoberwert oder Kappungs-

grenze). 

 

Das vorliegende Schlüssige Konzept für die Festlegung der Angemessenheitsgrenzen ge-

mäß SGB II und SGB XII für die Stadt Bamberg erfüllt diese Bedingungen. Es wurde auf 

Basis der Daten des qualifizierten Mietspiegels Bamberg 2026 erstellt. 
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3 Datengrundlage des Mietspiegels 

Datengrundlage sind die Datensätze, die im Rahmen der Erhebung für den qualifizierten 

Mietspiegel Bamberg 2026 zum Stichtag 1. September 2025 erhoben wurden. Obwohl 

für den Mietspiegel geförderter Wohnraum nicht relevant ist, wurde dieser im Rahmen 

der Befragung erfasst. Im Fragebogen wurde abgefragt, ob ein gefördertes Mietverhält-

nis vorliegt. Die entsprechenden Fälle wurden für die Mietspiegelerstellung nicht berück-

sichtigt, für die Auswertungen zum vorliegenden Konzept wurden sie jedoch herangezo-

gen, da geförderte Wohnungen Bezieher:innen von Transferleistungen ebenfalls zu Ver-

fügung stehen. Da die Stichprobenziehung für die Befragung den Anforderungen der 

Mietspiegelverordnung an eine repräsentative Erhebung entspricht und keinerlei Schich-

tungen vorgenommen wurden, die dazu führen könnten, dass geförderter Wohnraum 

über- oder unterrepräsentiert sein könnte, kann angenommen werden, dass die Daten-

basis des qualifizierten Mietspiegels, ergänzt um die Fälle des geförderten Wohnraums, 

repräsentativ ist. Das unterschiedliche Rücklaufverhalten von Mieter:innen und Vermie-

ter:innen wurde mit Hilfe von Gewichtungsfaktoren ausgeglichen. 

 

Insgesamt wurden für das vorliegende Konzept 1.402 Datensätze herangezogen. Davon 

bilden 1.318 Datensätze die bereinigte Nettostichprobe des Mietspiegels Bamberg 2026. 

Zusätzlich enthält die Datenbasis 84 geförderte Mietverhältnisse. Für 761 dieser Datens-

ätze liegen auch Angaben zu den Vorauszahlungen für Betriebskosten vor. Die Daten 

wurden im Rahmen einer Primärdatenerhebung bei Mieter:innenn und Vermieter:innenn 

im Stadtgebiet der Stadt Bamberg erhoben. Die Grundlage der Erhebung bildete eine 

Zufallsstichprobe. Im Sinne von § 8 Abs. 1 MsV hatte jede Wohnung der Auswertungs-

grundgesamtheit4 eine positive und bekannte Wahrscheinlichkeit, in die Erhebung ein-

bezogen zu werden. Näheres zur Herkunft dieser Datensätze findet sich in der Dokumen-

tation zum Mietspiegel Bamberg 2026. Da es sich um einen qualifizierten Mietspiegel 

handelt, kann angenommen werden, dass die Datengrundlage des Mietspiegels reprä-

sentativ ist. Eine repräsentative Datengrundlage ist für die Erstellung eines qualifizierten 

Mietspiegels nach § 8 Abs. 1 Mietspiegelverordnung (MsV) erforderlich, um wissenschaft-

liche Grundsätze einzuhalten. Durch die Anerkennung des qualifizierten Mietspiegels 

durch den Stadtrat der Stadt Bamberg wurde die Einhaltung anerkannter wissenschaftli-

cher Grundsätze bei der Erstellung des Mietspiegels bestätigt (§ 558d BGB). 

 

Bei der Ableitung der abstrakten Angemessenheitsgrenzen ist von einem angemessenen, 

einfachen Wohnungsstandard auszugehen.5 Eine eindeutige Definition für den einfachen 

Wohnungsstandard liegt nicht vor. Weder die Rechtsprechung noch der Gesetzgeber 

haben eine klare Abgrenzung vorgenommen. Nach dem BSG müssen die Wohnungen 

 
4 Die Auswertungsgrundgesamtheit ist die Gesamtheit der mietspiegelrelevanten Wohnungen 

(siehe § 2 Abs. 3 MsV). 
5 Etwa BSG-Urteil vom 18. Juni 2008 - B 14/11b AS 61/06 R. 
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hinsichtlich Ausstattung, Lage und Bausubstanz einfachen und grundlegenden Bedürf-

nissen genügen.6 Wohnungen des „untersten Standards“ dürfen jedoch nicht zur Be-

darfsdeckung herangezogen werden, da Leistungsberechtigte bei der Wohnungssuche 

grundsätzlich nicht auf Wohnungen des untersten Standards verwiesen werden dürfen. 7  

 

Als unterster Standard werden für dieses Konzept Wohnungen definiert, die nicht über 

WC, Badezimmer und eine vermieterseitig bereitgestellte Heizung verfügen. Die Woh-

nungen der 1.402 Datensätze verfügten alle über diese Merkmale. 10 Fälle ohne Bad, WC 

oder vermieterseitig gestellte Heizung wurden bereits für die Mietspiegelerstellung aus 

der Datenbasis ausgeschlossen. Im Segment des geförderten Wohnraums gab es keine 

derartigen Fälle. Wohnungen des untersten Standards sind damit in der Datengrundlage 

nicht vorhanden. 

 

3.1 Bewertung der Datengrundlage 

3.1.1 Vergleichsraum 

Die Erhebung wurde für das gesamte Gebiet der Stadt Bamberg durchgeführt. Kreisfreie 

Städte als Vergleichsraum sind im Rahmen von Schlüssigen Konzepten üblich.8 Bei der 

Stadt Bamberg handelt es sich um eine kreisfreie Stadt, die sich in Bezug auf die Infra-

struktur deutlich vom angrenzenden Landkreis Bamberg unterscheidet. Alle Stadträume 

sind verkehrstechnisch gut miteinander verbunden und bilden einen insgesamt homo-

genen Lebens- und Wohnbereich. 

 

3.1.2 Einheitliche Bezugsgröße 

Die einheitliche Bezugsgröße ist die Bruttokaltmiete, bestehend aus Nettokaltmiete und 

(Vorauszahlungen für) kalten Betriebskosten. Für diese beiden Teilgrößen werden im Fol-

genden getrennt angemessene Werte bestimmt. Die Ermittlung der angemessenen Heiz-

kosten (ggf. inkl. Kosten für Warmwasserbereitung) erfolgt nicht im Rahmen dieses 

Schlüssigen Konzeptes. 

 

 
6 Etwa BSG-Urteil vom 13. April 2011 - B 14 AS 106/10 R. 
7 Vgl. etwa BSG-Urteil vom 19. Oktober 2010 - B 14 AS 50/10 R und BSG-Urteil vom 18. Novem-

ber 2014 - B 4 AS 9/14 R. 
8 Siehe z. B. Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2017 (Hrsg.): Ermittlung der existenzsi-

chernden Bedarfe für die Kosten der Unterkunft und Heizung in der Grundsicherung für Arbeit-

suchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) und in der Sozialhilfe nach dem 

Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII), Endbericht incl. Materialband, S. 159: „In kreisfreien 

Städten wurde eine räumliche Unterteilung als weniger sachgerecht eingeschätzt, da die trenn-

scharfe Grenzziehung in Gebieten mit hoher räumlicher Dichte problematisch sei und ein infra-

struktureller Zusammenhang im gesamtstädtischen Raum gewährleistet sei.“ (Selbsteinschät-

zung der dort befragten kreisfreien Städte). 
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3.1.3 Geförderter Wohnraum 

Der geförderte Wohnraum wurde bei der Befragung des qualifizierten Mietspiegels di-

rekt miterfasst. Die Datenerhebung des geförderten Wohnraums unterscheidet sich me-

thodisch folglich nicht von der Erhebung des freifinanzierten Teils der Datenbasis. Der 

geförderte Wohnraum wird in die Ermittlung der Angemessenheitsgrenze einbezogen, 

da dieser Transferleistungsbezieher:innen ebenfalls zur Verfügung steht. 
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4 Ableitung der Angemessenheitsgrenzen 

4.1 Wohnungsgrößenklassen 

Nach ständiger Rechtsprechung des BSG ist die maßgebliche Größe der Wohnung an-

hand der landesrechtlichen Ausführungsbestimmungen über die Förderung des sozialen 

Mietwohnungsbaus zu bestimmen.9 Im Falle von Bamberg sind dies die Wohnraumför-

derbestimmungen 2023 (WFB 2023) vom 13. April 2023 (BayMBl. 2023, Nr. 206). Nach Nr. 

12.1 beträgt die Wohnfläche für 1-Personen-Haushalte höchstens 50 m², für 2-Personen-

Haushalte 65 m², für 3-Personen-Haushalte 75 m², für 4-Personen-Haushalte 90 m² sowie 

für jede weitere Person zusätzlich bis zu 15 m². 

 

Die Richtlinie weist zudem darauf hin, dass eine Wohnfläche von 35 m² für Ein-Personen-

Haushalte nicht unterschritten werden kann. Im vorliegenden Konzept wird, wie in den 

vergangenen Konzepten, nur Wohnraum mit einer Wohnfläche von mindestens 40 m² 

für die Herleitung der Angemessenheitsgrenzen herangezogen, womit diese Grenze 

nicht unterschritten wird. 

 

Die Datensätze wurden entsprechend nach diesen Wohnungsgrößen gruppiert. In Tab. 1 

ist die Anzahl der Wohnungen je nach Wohnungsgrößenklasse in der Stichprobe darge-

stellt. Insgesamt sind die Fallzahlen für eine fundierte Berechnung ausreichend. Die 

Wohnflächen einiger der insgesamt 1.402 Datensätze unterschreiten die Untergrenze für 

1-Personen-Haushalte oder überschreiten die Obergrenze der 5-Personen-Haushalte. 

 

Tab. 1: Anzahl Wohnungen je Wohnungsgrößenklasse in der Stichprobe 

Zahl der Haus-

haltsmitglieder 

1 2 3 4 5 

Angemessene 

Größe der Wohnung 

≥40 m²  

und  

≤50 m² 

>50 m² 

und 

≤65 m² 

>65 m² 

und 

≤75 m² 

>75 m² 

und 

≤90 m² 

>90 m² 

und 

≤105 m² 

Anzahl 126 410 227 260 125 
 

 

4.2 Quantifizierung der Nachfrage 

Zur Ableitung von angemessenen Nettokaltmieten pro m² wird zunächst die Nachfrage 

nach preisgünstigem Wohnraum quantifiziert. Da die Datengrundlage des Konzeptes die 

Daten des Mietspiegels 2026 zum Stichtag 1. September 2025 sind, wurde auch für die-

sen Stichtag das Nachfragevolumen bestimmt. 

 

 
9 Etwa BSG-Urteile vom 7. November 2006 - B 7b AS 18/06 R, vom 7. November 2006 - B 7b AS 

10/06 R, vom 18. Juni 2008 - B 14/7b AS 44/06 und vom 18. November 2014 - B 4 AS 9/14 R. 



  

Ableitung der Angemessenheitsgrenzen 

 

  

 

 

 7 Schlüssiges Konzept Bamberg 2026 

4.2.1 Mieterhaushalte insgesamt 

In einem ersten Schritt wurde die Zahl der Mieterhaushalte differenziert nach Haushalts-

größe berechnet. Hierzu wurden die Ergebnisse des Zensus 2022 herangezogen. Im Zen-

sus wurde die Anzahl der Miethaushalte differenziert nach Haushaltsgröße zum Stichtag 

15. Mai 2022 erfasst. Diese Zahlen wurden auf Grundlage der Bevölkerungsentwicklung 

der Stadt Bamberg fortgeschrieben. Unterstellt wurde dabei, dass die Mietquote kon-

stant bleibt und die Bevölkerungsentwicklung in allen Haushaltsgrößen gleich ist. Auf 

Grundlage der Meldedaten der Stadt Bamberg wurde zwischen dem Zensus 2022 und 

dem 30. Juni 2025 ein Anstieg der Bevölkerungszahl von Insgesamt etwa 2,6 % ermittelt.10 

Entsprechend wurde die Zahl der Miethaushalte aus dem Zensus 2022 ebenfalls um 2,6 % 

erhöht. 

 

4.2.2 Haushalte mit Transferleistungsbezug 

Zu den Haushalten mit niedrigem Einkommen zählt die Gruppe der Transferleistungs-

empfänger:innen. Dies sind: 

 

○ Empfänger:innen von Grundsicherung für Arbeitssuchende sowie Erwerbstätige, 

deren Einkommen mit Arbeitslosengeld II aufgestockt wird (SGB II) 

○ Empfänger:innen von Sozialhilfe (SGB XII) außerhalb von Einrichtungen (Hilfe zum 

Lebensunterhalt und Grundsicherung im Alter oder bei Erwerbsminderung) 

○ Wohngeldempfängerhaushalte (nach Wohngeldgesetz, WoGG) sowie  

○ Leistungsempfänger:innen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 

 

Die Daten zu den Transferleistungsempfängerhaushalten wurden von der Stadt Bamberg 

zum Stichtag 1. September 2025 zur Verfügung gestellt. 

  

 
10 Personenzahl Stand Zensus 2022: 74.744; Stand 30.6.2025: 76.694. 
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Tab. 2: Wohnraum nachfragende Transferleistungsempfänger:innen 

Zahl der Haushaltsmit-

glieder 

1 2 3 4 5+ Summe 

Bedarfsgemeinschaften 

nach SGB II 
1.243 367 159 103 82 1.954 

Bedarfsgemeinschaften 

nach SGB XII (Grundsiche-

rung und Hilfe zum Le-

bensunterhalt) 

893 133 1 0 0 1.027 

Wohngeldempfänger:in-

nen 
652 128 55 80 71 986 

Bedarfsgemeinschaften im 

AsylbLG in Wohnungen 
7 3 0 2 1 13 

Summe Transferleis-

tungsempfänger:innen 
2.795 631 215 185 154 3.980 

Mieterhaushalte (abgelei-

tet aus dem Zensus 2022, 

fortgeschrieben) 

18.792 6.947 2.522 1.599 519 30.379 

Anteil Transferleistungs-

empfänger:innen an Mie-

terhaushalten 

15 % 9 % 9 % 12 % 30 % 13 % 

 

4.2.3 Niedrigeinkommensbezieher:innen ohne Leistungsbezug 

Neben den Transferleistungsempfänger:innen gibt es weitere Nachfrager:innen nach 

Wohnungen im Niedrigpreissegment, die mit den Transferleistungsempfänger:innen um 

die Wohnungen im Niedrigpreissegment konkurrieren. Zur quantitativen Abschätzung 

der Konkurrenzhaushalte (geringes Einkommen, kein Leistungsbezug) wird die Studie 

„Wohnsituation und Wohnkosten von Haushalten im Niedrigeinkommensbereich“11 des 

Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung herangezogen.  

 

In der genannten Studie wird nach Haushaltsgröße und Mietenstufe12 getrennt angege-

ben, welcher Anteil der Haushalte Transferleistungen bezieht und welcher Anteil dem 

Niedrigeinkommensbereich zuzuordnen ist. Basierend auf diesen Angaben und den zum 

Stichtag aktuellen Anteilen der Transferleistungsempfänger:innen wurde die Anzahl der 

Niedrigeinkommensbezieher:innen, die keine Transferleistungen beziehen, geschätzt. 

 

Für die Abschätzung der Anzahl der Niedrigeinkommensbezieher:innen wurde ange-

nommen, dass das Verhältnis von Transferleistungsempfänger:innen und Niedrigein-

kommensbezieher:innen zueinander in Bamberg dem Verhältnis entspricht, das in der 

 
11Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) (Hrsg.) 2015: Wohnsituation und 

Wohnkosten von Haushalten im Niedrigeinkommensbereich; Bearbeitet von Joachim Kirchner et 

al. BBSR-Online-Publikation 08/2015, Bonn. 
12 Bamberg gehört i. S. d. § 12 Wohngeldgesetzes (WoGG) zur Mietenstufe 3. 
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Studie des BBSR ermittelt wurde. In der Studie wurde zum Beispiel für 1-Personen-Haus-

halte ein Anteil von 16,8 % mit Transferleistungsbezug festgestellt. Gleichzeitig wurden 

18 % Niedrigeinkommensbezieher:innen ermittelt. Wenn man den Anteil der Niedrigein-

kommensbezieher:innen durch den Anteil der Transferleistungsempfänger:innen teilt, 

ergibt sich ein Faktor, den man mit der Anzahl der Transferleistungsempfänger:innen 

multiplizieren muss, um die Anzahl der Niedrigeinkommensbezieher:innen zu erhalten: 

 
18 %

16,8 %
≈ 1,071 

 

Die Ergebnisse sind in Tab. 3 dargestellt. Wird die Zahl der Niedrigeinkommensbezi-

her:innen zur Zahl der Transferleistungsempfänger:innen addiert, ergibt sich die Summe 

der Nachfrager:innen im Niedrigpreissegment. Diese Summe wird nun ebenfalls wie in 

Tab. 1 zur Zahl der Mieterhaushalte in Beziehung gesetzt. Es ergibt sich der Anteil der 

Nachfrager:innen im Niedrigpreissegment an allen Mieterhaushalten. Dieser Anteil 

schwankt je nach Haushaltsgröße zwischen 13 % und 39 %. 

 

Die Angaben zu den Niedrigeinkommensbezieher:innen, die nicht zugleich Transferleis-

tungen beziehen, basieren auf Angaben aus der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 

2008, auch wenn der Bericht, aus dem die Angaben entnommen sind, erst im Jahr 2015 

erschienen ist.13 Seitdem hat sich die Armutsrisikogrenze aber leicht nach oben entwi-

ckelt.14 Zudem fragen auch Haushalte mit höherem Einkommen niedrigpreisigen Wohn-

raum nach. Daher werden zu den ermittelten Anteilen Sicherheitszuschläge addiert. Die 

so bestimmten Anteile dienen als Quantilwerte für die Bestimmung der Angemessen-

heitsgrenzen. Für die 1-4-Personen-Haushalte wurden 40 %-Quantile herangezogen. Für 

5-Personen-Haushalte das 50 %-Quantil bzw. der Median, da der Sicherheitspuffer im 

Fall des 40 %-Quantils als zu klein eingeschätzt wurde. 

 

  

 
13Siehe BBSR 2015 (Hrsg.): Wohnsituation und Wohnkosten von Haushalten im Niedrigeinkom-

mensbereich, BBSR-Online-Publikation, Nr. 08/2015. 
14 Anstieg der Armutsrisikogrenze von 14,4 % in 2008 auf 16,5 % in 2023 laut Mikrozensus. 

(https://www.gbe.rki.de/DE/Themen/Rahmenbedingungen/GesellschaftlicheRahmenbedingun-

gen/SozialeUndOekonomischeRahmenbedigungen/Armutsrisikoquote/armutsrisiko-

quote_node.html) 
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Tab. 3: Wohnraum nachfragende Haushalte im Niedrigpreissegment 

Zahl der Haushalts-

mitglieder 

1 2 3 4 5+ Summe 

Summe Transferleis-

tungsempfänger:innen 

aus Tab. 2 

2.795 631 215 185 154 3.980 

Anteil Niedrigeinkom-

mensbezieher:innen 

(BBSR, 2015) 

18,0 % 7,9 % 5,9 % 4,9 % 5,8 %  

Anteil Transferleis-

tungsbezieher:innen 

(BBSR, 2015) 
16,8 % 10,2 % 11,8 % 9,2 % 18,1 %  

Faktor 1,071 0,775 0,500 0,533 0,320  

Niedrigeinkommens-

bezieher:innen, die 

nicht zugleich Trans-

ferleistungen beziehen 

                       

2.995  

                            

489  

                         

108  

                            

99  

                            

49  

                       

3.740  

Summe Nachfra-

ger:innen im Nied-

rigpreissegment 

5.790 1120 323 284 203 7.720 

Mieterhaushalte (ab-

geleitet aus dem Zen-

sus 2022, fortgeschrie-

ben) 

18.792 6.947 2.522 1.599 519 30.378 

Anteil Nachfrager:in-

nen im Niedrigpreis-

segment an allen Mie-

terhaushalten 

31 % 16 % 13 % 18 % 39 % 25 % 

Quantil der Angemes-

senheitsgrenze (inkl. 

Sicherheitspuffer) 

40 % 40 % 40 % 40 % 50 %  

 

 

 

4.3 Bestimmung der angemessenen Bruttokaltmiete 

Zur Abgrenzung des einfachen Standards wird im vorliegenden Konzept auf den Miet-

preis abgestellt. Eine Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 

stellt fest:  

 

„Da sich in der Nettokaltmiete alle Wohnwertmerkmale als Mietpreis bestimmende Fakto-

ren spiegeln, ist es am sinnvollsten, die einfache Wohnung durch die billige Wohnung zu 
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definieren. Die zentrale Frage ist dann, welcher Anteil (d.h. welches Quantil oder Perzentil) 

der Häufigkeitsverteilung der Mieten angemessen ist und wie dies begründet wird.“15 

 

In Abschnitt 4.2 wurden die Quantile hergeleitet, die für die Ableitung der abstrakt an-

gemessenen Bruttokaltmiete pro m² je Haushaltsgröße zugrunde zu legen sind. Die Brut-

tokaltmiete setzt sich zusammen aus der Nettokaltmiete pro m² sowie den Vorauszah-

lungen für kalte Betriebskosten pro m². Für einige Datensätze fehlt die Angabe zu Vo-

rauszahlungen für kalte Betriebskosten jedoch. Für diese Fälle wurden in Abschnitt 4.3.1 

Mittelwerte bestimmt. Anschließend wurde für jeden Datensatz die Bruttokaltmiete pro 

m² bestimmt. Auf dieser Grundlage konnten die abstrakten Angemessenheitsgrenzen in 

Abschnitt 4.3.2 berechnet werden. 

 

4.3.1 Bestimmung der durchschnittlichen kalten Betriebskosten 

Im Rahmen des Schlüssigen Konzeptes wird im Gegensatz zum Mietspiegel auf die Brut-

tokaltmiete abgestellt, nicht auf die Nettokaltmiete. Diese beinhaltet zusätzlich zur Net-

tokaltmiete noch die kalten Betriebskosten. Die Zahlungen für kalte Betriebskosten (Mo-

natliche Pauschale / Vorauszahlung) wurden im Rahmen der Mietspiegelerhebung abge-

fragt. 

 

Die Zahlungen für kalte Betriebskosten wurden plausibilisiert und nur Werte zwischen 

0,50 €/m² und 5,00 €/m² berücksichtigt. Aus den verbliebenen Datensätzen wurden die-

jenigen ausgewählt, bei denen jene Betriebskostenarten vorhanden sind, die in jedem 

Mietverhältnis anfallen. Dies sind: 

 

○ Grundsteuer/laufende öffentliche Lasten 

○ Wasser/Abwasser 

○ Müllbeseitigung 

○ Hausbeleuchtung (Allgemeinstrom) 

○ Sach- und Haftpflichtversicherung 

 

Für die Bestimmung der angemessenen kalten Betriebskosten wird das arithmetische 

Mittel, also der Durchschnitt, der kalten Betriebskosten pro m² getrennt nach Haushalts-

größe berechnet. Die Zahl der verfügbaren Datensätze für die jeweilige Haushaltsgröße 

sowie die arithmetischen Mittelwerte der kalten Betriebskosten pro m² sind Tab. 4 zu 

entnehmen. 

  

 
15 Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2017 (Hrsg.): Ermittlung der existenzsichernden Be-

darfe für die Kosten der Unterkunft und Heizung in der Grundsicherung für Arbeitsuchende 

nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) und in der Sozialhilfe nach dem Zwölften 

Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII), Endbericht incl. Materialband, S. 200. 
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Tab. 4: Durchschnittliche kalte Betriebskosten nach Haushaltsgröße 

Zahl der Haushalts-

mitglieder 

1 2 3 4 5 

Angemessene Größe 

der Wohnung 

≥40 m²  

und  

≤50 m² 

>50 m² 

und 

≤65 m² 

>65 m² 

und 

≤75 m² 

>75 m² 

und 

≤90 m² 

>90 m² 

und 

≤105 m² 

Anzahl Datensätze 79 251 123 126 73 

Arithmetisches Mittel 

der kalten Betriebskos-

tenvorauszahlungen 

pro m² in € 

1,88 1,76 1,62 1,57 1,41 

 

Bei Datensätzen, für die keine Angaben zu den kalten Betriebskostenvorauszahlungen 

vorlagen, wurden die in Tab. 4 genannten Werte verwendet, um die Bruttokaltmiete pro 

m² zu bestimmen. 

 

4.3.2 Festsetzung der Angemessenheitsgrenzen 

In Abschnitt 4.2 wurden für die unterschiedlichen Haushaltsgrößen angemessene Quan-

tile hergeleitet. Das 40 %-Quantil ist zum Beispiel der Wert, an dem 40 % der nach der 

Größe geordneten Bruttokaltmieten pro m² niedriger (und folglich 60 % höher) sind. Die 

Ableitung des 40 %-Quantils erfolgt für die Bruttokaltmieten pro m² getrennt nach Woh-

nungsgrößenklassensegmenten. Für die 3-Personen-Haushalte werden also entspre-

chend die Bruttokaltmieten pro m² der Wohnungen über 65 m² bis 75 m² zugrunde ge-

legt.  

 

Die sich ergebenen Werte werden anschließend mit der angemessenen Größe der Woh-

nungen multipliziert (sogenannte Produkttheorie des BSG)16. Die so entstandenen, un-

gerundet berechneten Angemessenheitsgrenzen werden am Ende auf volle 0,50 Euro 

aufgerundet.17  

 

Die angemessenen Bruttokaltmieten werden dann mit den Werten des Schlüssigen Kon-

zepts 2024 verglichen. Sofern die bisherigen Angemessenheitsgrenzen höher ausfielen, 

 
16 Siehe etwa BSG-Urteil vom 2. Juli 2009, B 14 AS 36/08 R: Nach der Produkttheorie kann die 

Bruttokaltmiete pro m² die angemessene Bruttokaltmiete pro m² übersteigen, falls die Wohnung 

kleiner als die angemessene Größe der Wohnung ist und im Produkt nicht mehr als die absolute 

Bruttokaltmiete in Tab. 5 beträgt. Gleiches gilt für eine größere Wohnung, die aber eine niedri-

gere Bruttokaltmiete pro m² aufweist. 
17 Bei den dargestellten Werten für die Quantile der Bruttokaltmiete in € pro m² handelt es sich 

um gerundete Werte. Zur Berechnung der Angemessenheitsgrenzen für die Bruttokaltmiete 

wurden die ungerundeten Werte herangezogen. Bei der Multiplikation der angemessenen 

Größe der Wohnungen mit den gerundeten Quantilen der Bruttokaltmiete in € pro m² treten da-

her Rundungsdifferenzen auf. 
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wird ein Bestandsschutz gewährt und die alten (höheren) Werte werden beibehalten. Die 

Ergebnisse sind Tab. 5 zu entnehmen. 

 

Tab. 5: Mietobergrenzen in der Stadt Bamberg 

Zahl der Haus-

haltsmitglieder 

1 2 3 4 5 

Angemessene 

Größe der Woh-

nung 

≥40 m²  

und  

≤50 m² 

>50 m² 

und 

≤65 m² 

>65 m² 

und 

≤75 m² 

>75 m² 

und 

≤90 m² 

>90 m² 

und 

≤105 m² 

Quantil der Ange-

messenheitsgrenze 

(inkl. Sicherheits-

puffer) 

40 % 40 % 40 % 40 % 50 % 

Quantil der Brutto-

kaltmiete in € 

pro m² 

8,62 €/m² 8,79 €/m² 8,40 €/m² 8,76 €/m² 9,33 €/m² 

Berechnete Brutto-

kaltmiete (auf  

0,50 € gerundet) 

431,00 € 571,50 € 630,00 € 788,50 € 980,00 € 

Angemessenheits-

grenze Schlüssiges 

Konzept 2024 

451,00 € 558,00 € 633,00 € 773,00 € 909,00 € 

Angemessenheits-

grenze 2026 451,00 € 571,50 € 633,00 € 788,50 € 980,00 € 

 

 

Für das Segment der Haushalte mit 6 und mehr Personen konnte aufgrund der geringen 

Fallzahlen kein separater Wert für die Wohnraum nachfragenden Haushalte ermittelt 

werden. Für dieses Segment wurde basierend auf der Bruttokaltmiete pro m² der Woh-

nungen mit mehr als 105 m² in der Stichprobe – wie bei den 5-Personen-Haushalten - 

das 50 %-Quantil gebildet. Dieses liegt bei 8,89 €/m² (Basis der Auswertung: 110 Woh-

nungen). Multipliziert mit 15 m², die jedem zusätzlichen Haushaltsmitglied nach den Bay-

erischen Wohnraumförderungsbestimmungen zur Verfügung stehen, ergibt sich somit 

eine angemessene Bruttokaltmiete von 135,50 € für jedes zusätzliche Haushaltsmitglied. 

Dieser Wert wurde auch auf 0,50 Euro aufgerundet. 

 

In Abbildung 1 ist dargestellt, welcher Anteil der Wohnungen, ausgehend von der ange-

messenen Bruttokaltmiete, für die Haushalte in den entsprechenden Wohnungsgrößen-

klassen zur Verfügung steht. 
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Für die Ein-Personen-Haushalte liegen 67 %18 der Bruttokaltmieten von Wohnungen mit 

einer Wohnfläche bis zu 50 m² unter der Angemessenheitsgrenze. Für Zwei-Personen-

Haushalte unterschreiten den Wert 69 % der Wohnungen zwischen 50 und 60 m². Bei 

den Drei-Personen-Haushalte ist der Anteil mit 63 % leicht niedriger. Im Falle der Vier-

Personen-Haushalte liegt der Anteil bei 67 %. Im Wohnungssegment zwischen 90 und 

105 m² liegen 68 % der Wohnungen in der Stichprobe unter der Angemessenheitsgrenze 

für Fünf-Personen-Haushalte. Die konkreten Fallzahlen sind Tab. 6 zu entnehmen. 

  

 
18 Die Berechnungen wurden mit Hilfe von Gewichtungsfaktoren durchgeführt. Dadurch ent-

spricht der Anteil nicht dem Ergebnis, das sich bei der Division der ungewichteten Fallzahlen in 

Tab. 6 ergeben würde. 

Abbildung 1: Quantile der Bruttokaltmieten aufgeteilt nach Wohnungsgrößenklassen 
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Tab. 6: Anzahl der Wohnungen mit einer Bruttokaltmiete unter der Angemessenheitsgrenze 

nach Haushaltsgröße 

Zahl der Haushalts-

mitglieder 
1 2 3 4 5 

Fälle unter Angemes-

senheitsgrenze 
77 272 141 173 84 

Fälle insgesamt 126 410 227 260 125 

 

 

4.4 Vorab-Prüfung der konkreten Angemessenheit 

Die abstrakt ermittelten und in Tab. 5 dargestellten Angemessenheitsgrenzen sollten in 

der Praxis dazu führen, dass Wohnungen mit Mieten innerhalb dieser Grenzen auch an-

gemietet werden können, sonst würde das Schlüssige Konzept ins Leere laufen. Es stellt 

sich die Frage, anhand welcher Größe die Verfügbarkeit sinnvollerweise zu prüfen ist: Die 

Angebotsmieten, die etwa auf den einschlägigen Immobilienmarktportalen im Internet 

angegeben werden, sind dafür weniger geeignet. Zum einen handelt es sich eben um 

Angebotsmieten und nicht um Mieten abgeschlossener Mietverträge, die auch unter den 

Angebotsmieten liegen können. Zum anderen werden viele Wohnungen über andere 

Kanäle vermittelt, etwa über persönliche Kontakte und Wartelisten bei größeren Woh-

nungsunternehmen. 

 

Die für das Schlüssige Konzept verwendeten Daten aus der Mietspiegelerhebung bilden 

demgegenüber den Mietwohnungsmarkt Bambergs repräsentativ ab. Zur Vorab-Prüfung 

der konkreten Angemessenheit bietet es sich an, die Mieten der neu abgeschlossenen 

Mietverhältnisse aus der Datenbasis des Mietspiegels heranzuziehen. Für die Prüfung 

sollten die Mieten der herangezogenen Datensätze einerseits möglichst aktuell sein, an-

dererseits sollte die Datenbasis ausreichend groß sein, um eine verlässliche Aussage tref-

fen zu können. Vor diesem Hintergrund werden die Neuvertragsmieten der letzten zwei 

Jahre vor dem Stichtag des Mietspiegels 2026 – also die Mieten der zwischen September 

2023 und September 2025 abgeschlossenen Mietverträge – zu Grunde gelegt. 

 

In Tab. 7 wird dargestellt, wie hoch der Anteil an diesen Wohnungen ist, der in jeder 

Wohnungsgrößenklasse mit den in Tab. 5 dargestellten Angemessenheitsgrenzen ange-

mietet werden kann: Es zeigt sich, dass in jeder Wohnungsgrößenklasse mindestens jede 

dritte der in den zwei Jahren vor dem Erhebungsstichtag neu vermieteten Wohnungen 

mit den angemessenen Mietobergrenzen angemietet werden könnte.  
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Tab. 7: Anteil der Bruttokaltmieten in Neuverträgen unter der Angemessenheitsgrenze 

Zahl der Haushaltsmit-

glieder 

1 2 3 4 5 

Anzahl Neuverträge in 

Datenbasis 
14 54 26 35 11 

Verfügbarer Anteil 47 % 45 % 33 % 37 % 55 % 

 

Es ist zu berücksichtigen, dass nicht nur Wohnungen der jeweiligen Wohnungsgrößen-

klasse preislich angemessen sind, sondern ggf. auch größere Wohnungen. Beispielsweise 

können 4-Personen-Haushalte auch Wohnungen beziehen, die mehr als 90 m² Wohnflä-

che haben, solange die Produkttheorie des BSG eingehalten und der ermittelte ange-

messene Höchstbetrag für die Bruttokaltmiete nicht überschritten wird. Durch derartige 

Verschiebungen erhöht sich die Anzahl der in Betracht kommenden Wohnungen in der 

jeweiligen Haushaltsgrößenklasse.  

 

4.5 Vermeidung von „Brennpunkten“ durch soziale Segregation 

Die ausgewerteten Datensätze des Mietspiegels enthielten auch eine Angabe darüber, in 

welchem Stadtteil die jeweiligen Wohnungen liegen. Die zur Erstellung des qualifizierten 

Mietspiegels verwendeten Datensätze verteilen sich auf das gesamte Stadtgebiet in Bam-

berg. 

 

Zur Prüfung von möglichen „Brennpunkten“ wird die Verteilung der mit der angemesse-

nen Bruttokaltmiete anmietbaren Wohnungen aus der Datenbasis über das Gebiet der 

Stadt Bamberg untersucht. Hierzu werden die statistischen Stadtteile der Stadt Bamberg 

herangezogen. Wie bei der Ermittlung der Angemessenheitsgrenzen werden nur Woh-

nungen mit einer Wohnfläche zwischen 40 m² und 105 m² betrachtet. 

  



  

Ableitung der Angemessenheitsgrenzen 

 

  

 

 

 17 Schlüssiges Konzept Bamberg 2026 

Tab. 8: Anteil Datensätze unter der Angemessenheitsgrenze in den Stadtteilen 

Stadtteil Fälle Datenbasis 
Fälle unter Angemes-

senheitsgrenze 
Anteil 

1 363 168 47 % 

2 42 17 45 % 

3 297 207 71 % 

4 98 71 71 % 

5 101 84 85 % 

6 106 86 84 % 

7 17 9 59 % 

8 32 19 61 % 

9 77 58 76 % 

10 31 30 96 % 

 

Aus Tab. 8 wird deutlich, dass in allen Stadtteilen Wohnraum unter den ermittelten An-

gemessenheitsgrenzen zur Verfügung steht. In jedem Stadtteil liegt der Anteil der Da-

tensätze unter der Angemessenheitsgrenze bei mindestens 45 %. In der nachfolgenden 

Karte wird die Verortung der statistischen Stadtteile ersichtlich. 
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Abbildung 2: Statistische Stadtteile der Stadt Bamberg 

Quelle: Stadt Bamberg, © OpenStreetMap 
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